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IM NAMEN DER REPUBLIK 

 

 

Das Landesverwaltungsgericht Tirol erkennt durch seinen Richter Dr. Triendl über die 

Beschwerde des Herrn Dr. AA, Adresse 1, D-***** Z, gegen den Bescheid des Bürgermeisters 

der Gemeinde Y vom 20.10.2023, Zl. *** wegen eines Auftrages zur Herstellung des 

gesetzmäßigen Zustandes nach § 46 Abs 1 TBO 2022  

 

zu Recht: 

 

1. Die Beschwerde wird mit der Maßgabe als unbegründet abgewiesen, als die Herstellung 

des gesetzmäßigen Zustandes entsprechend der Baubewilligung vom 13.12.2022, Zl. ***  

bis längstens 1.6.2024 zu erfolgen hat. 

 

2. Die ordentliche Revision ist gemäß Art 133 Abs 4 B-VG nicht zulässig. 

 

 

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e 

 

 

I. Verfahrensgang: 

 

Mit dem angefochtenen Bescheid wurde dem Beschwerdeführer spruchgemäß folgendes 

vorgeschrieben: 

 

„Gemäß § 46 Abs 1 TBO 2022 wird Herrn Dr. AA als Eigentümer der gegenständlichen baulichen 

Anlage auf Gp. **1 KG Y, aufgetragen, den der Baubewilligung Aktenzahl: ***  vom 

13.12.2022 entsprechenden Zustandes bis längstens 20.11.2023 herzustellen“. 

 

Die belangte Behörde stützt sich in ihrer Begründung auf ein Gutachten des 

hochbautechnischen Sachverständigen Arch. DI BB im Rahmen eines Lokalaugenscheins am 

2.8.2023, in dem dieser mit näherer Begründung ausführt, dass ein Fenster im Wohnraum an 

der Nordfassade konsenslos vergrößert wurde.  
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In der dagegen rechtzeitig erhobenen Beschwerde wird die Bewilligungs- bzw. Anzeigepflicht 

der durchgeführten baulichen Maßnahmen bestritten.  

 

Das Landesverwaltungsgericht Tirol holte ein Gutachten des hochbautechnischen 

Amtssachverständigen Bmstr. Ing. CC ein. In diesem Gutachten vom 29.1.2024 kommt der 

Sachverständigen mit eingehender Begründung zusammenfassend zum Ergebnis, dass die 

durchgeführten baulichen Maßnahmen aus bautechnischer Sicht jedenfalls anzeigepflichtig 

sind. 

 

Das Landesverwaltungsgericht Tirol richtete folgendes, mit 31.1.2024 datiertes Schreiben an 

den Beschwerdeführer: 

 

„Sehr geehrter Herr Dr. AA, 

 

Sie haben gegen den Bescheid des Bürgermeisters der Gemeinde Y vom 20.10.2023, Zl. *** 

mit Eingabe vom 16.11.2023 Beschwerde erhoben. Über diese Beschwerde, vorgelegt mit 

Schreiben der belangten Behörde vom 16.1.2024, hat das Landesverwaltungsgericht Tirol zu 

entscheiden. 

 

Das Landesverwaltungsgericht Tirol hat dazu ein hochbautechnisches Gutachten eingeholt. 

Zusammenfassend kommt der beigezogene Sachverständige zum Schluss, dass die von Ihnen 

getroffenen Baumaßnahmen jedenfalls anzeigepflichtig sind.  

 

Das Gericht schließt sich den Aussagen des hochbautechnischen Sachverständigen 

vollinhaltlich an und müssen Sie daher nach dem Stand des Ermittlungsverfahrens mit einer 

Abweisung Ihrer Beschwerde rechnen. Es wird Ihnen hiermit die Möglichkeit eingeräumt, dazu 

eine schriftliche Stellungnahme abzugeben. 

 

Das Landesverwaltungsgericht Tirol beabsichtigt nicht, eine mündliche Verhandlung 

durchzuführen. Sollten Sie jedoch auf die Durchführung einer mündlichen Verhandlung vor 

dem Landesverwaltungsgericht Tirol nicht verzichten, wird diese anberaumt werden.“ 

 

In seiner Beantwortung dieses Schreibens vom 26.2.2024 widersprach der Beschwerdeführer 

den Ausführungen des hochbautechnischen Sachverständigen nicht und verzichtete auf die 

Durchführung einer mündlichen Verhandlung.  

 

Beweis wurde weiters aufgenommenen durch Einsichtnahme in den behördlichen Akt.  

 

 

II. Rechtsgrundlagen: 

 

Die hier maßgebliche Bestimmungen der Tiroler Bauordnung 2022 (TBO 2022), LGBl 44  idF 

LGBl 2023/64 lauten wie folgt: 

„§ 28 

Bewilligungspflichtige und anzeigepflichtige Bauvorhaben, Ausnahmen 
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(1) Einer Baubewilligung bedürfen, soweit sich aus den Abs. 2 und 3 nichts anderes ergibt: 

 a) der Neu-, Zu- und Umbau von Gebäuden; 

 b) die sonstige Änderung von Gebäuden oder Gebäudeteilen, wenn dadurch 

allgemeine bautechnische Erfordernisse wesentlich berührt werden; 

 c) die Änderung des Verwendungszweckes von Gebäuden oder Gebäudeteilen, 

wenn sie auf die Zulässigkeit des Gebäudes oder Gebäudeteiles nach den bau- oder 

raumordnungsrechtlichen Vorschriften von Einfluss sein kann; hierbei ist vom bewilligten 

Verwendungszweck bzw. bei Gebäuden oder Gebäudeteilen, für die aufgrund früherer 

baurechtlicher Vorschriften ein Verwendungszweck nicht bestimmt wurde, von dem aus der 

baulichen Zweckbestimmung hervorgehenden Verwendungszweck auszugehen; keiner 

Baubewilligung bedarf in Gebäuden mit mehreren Wohnungen die Verwendung von höchstens 

drei Wohnungen mit insgesamt höchstens zwölf Betten zur gewerblichen Beherbergung von 

Gästen, wenn der Gewerbetreibende im betreffenden Gebäude seinen Hauptwohnsitz hat und 

in diesem neben allfälligen Wohnungen für seine Angehörigen keine weiteren Wohnungen 

bestehen, die der Befriedigung eines ganzjährigen, mit dem Mittelpunkt der 

Lebensbeziehungen verbundenen Wohnbedürfnisses dienen, soweit die Verwendung von 

Wohnungen zur gewerblichen Beherbergung von Gästen vor dem 1. September 2021 

begonnen wurde; 

 d) die Verwendung von bisher anderweitig verwendeten Gebäuden, Wohnungen 

oder sonstigen Gebäudeteilen als Freizeitwohnsitz, sofern nicht eine Ausnahmebewilligung 

nach § 13 Abs. 8 des Tiroler Raumordnungsgesetzes 2022 vorliegt, die Verwendung von im 

Freiland gelegenen Freizeitwohnsitzen auch zu einem anderen Zweck als dem eines 

Freizeitwohnsitzes sowie die Zusammenlegung oder sonstige Änderung von 

Freizeitwohnsitzen, sofern diese nicht nach lit. a bis c oder f einer Baubewilligung bedarf; 

 e) die Verwendung von Räumlichkeiten im Sinn des § 13 Abs. 2 des Tiroler 

Raumordnungsgesetzes 2022 im Rahmen von Gastgewerbebetrieben zur Beherbergung von 

Gästen; 

 f) die Errichtung und die Änderung von sonstigen baulichen Anlagen, wenn dadurch 

allgemeine bautechnische Erfordernisse wesentlich berührt werden. 

(2) Die sonstige Änderung von Gebäuden sowie die Errichtung und die Änderung von sonstigen 

baulichen Anlagen sind, sofern sie nicht nach Abs. 1 lit. b oder f einer Baubewilligung bedürfen, 

der Behörde anzuzeigen. Jedenfalls sind der Behörde anzuzeigen: 

 a) die Anbringung und Änderung von untergeordneten Bauteilen und von 

Balkonverglasungen bei bestehenden baulichen Anlagen; 

 b) die Errichtung und Änderung von Stützmauern und Einfriedungen bis zu einer 

Höhe von insgesamt 2 m, sofern diese nicht unter Abs. 3 lit. c fallen; 

 c) die Errichtung und Änderung von Terrassen, Pergolen und dergleichen sowie 

mobile offene Schwimmbecken, soweit diese nicht nach § 1 Abs. 3 lit. n vom Geltungsbereich 

dieses Gesetzes ausgenommen sind; 

 d) die Errichtung und Änderung von ortsüblichen Städeln in Holzbauweise, 

Weidezelten mit mehr als 40 m² Grundfläche und Weideunterständen, die landwirtschaftlichen 

Zwecken dienen, von Gerätehütten in Holzbauweise, die forstwirtschaftlichen Zwecken dienen, 

von Bienenhäusern in Holzbauweise sowie von Kulturschutzanlagen bis zu einer Grundfläche 

von 250 m²; 
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 e) die Errichtung und Änderung von Sportplätzen, Reitplätzen und dergleichen 

sowie von allgemein zugänglichen Kinderspielplätzen und Kinderspielplätzen von 

Wohnanlagen; 

 f) die größere Renovierung von Gebäuden, sofern sie nicht im Rahmen eines nach 

Abs. 1 bewilligungspflichtigen Bauvorhabens erfolgt; 

 g) die Errichtung, Aufstellung und Änderung von Flugdächern und Überdachungen 

für Terrassen bis 15 m² Grundfläche, von Containern bis zu einem Volumen von 30 m³, die 

ausschließlich dem Schutz von Sachen oder Tieren dienen, soweit diese nicht nach § 1 Abs. 3 

lit. p vom Geltungsbereich dieses Gesetzes ausgenommen sind, sowie von Parkplätzen bis zu 

einer Fläche von insgesamt 200 m²; 

 h) die Anbringung oder Änderung von Sonnenkollektoren und Photovoltaikanlagen 

mit einer Fläche von mehr als 100 m² an baulichen Anlagen, sofern sie in die Wandfläche 

integriert sind oder der Abstand des Sonnenkollektors bzw. der Photovoltaikanlage zur 

Wandhaut, im rechten Winkel von dieser aus gemessen, an keinem Punkt 30 cm übersteigt; 

 i) die Anbringung oder Änderung von Sonnenkollektoren und Photovoltaikanlagen 

mit einer Fläche von mehr als 100 m², sofern sie in die Dachfläche integriert sind oder der 

Abstand des Sonnenkollektors bzw. der Photovoltaikanlage zur Dachhaut im rechten Winkel 

von dieser aus gemessen, an keinem Punkt 30 cm übersteigt. Im Fall der Anbringung auf 

Flachdächern darf davon abweichend die Neigung des Sonnenkollektors bzw. der 

Photovoltaikanlage höchstens 15° betragen; dabei hat bei Flachdächern ohne Attika der 

jeweilige Abstand zum Dachrand hin zumindest der Aufbauhöhe der Photovoltaikanlage zu 

entsprechen; 

 j) die Anbringung oder Änderung von freistehenden Sonnenkollektoren und 

Photovoltaikanlagen mit einer Fläche von mehr als 100 m², sofern der Abstand des 

Sonnenkollektors bzw. der Photovoltaikanlage zum darunterliegenden Gelände an keinem 

Punkt 30 cm übersteigt, wobei davon abweichend auf ebenem Gelände eine Neigung von 

höchstens 15° jedenfalls zulässig ist. 

(3) Weder einer Baubewilligung noch einer Bauanzeige bedürfen: 

 a) Baumaßnahmen im Inneren von Gebäuden, wenn dadurch allgemeine 

bautechnische Erfordernisse nicht wesentlich berührt werden; der Austausch von Fenstern und 

Balkontüren, wenn durch diese Maßnahmen die äußere Gestaltung des Gebäudes nicht 

wesentlich berührt wird; 

 b) Erhaltungs- und Instandsetzungsmaßnahmen an baulichen Anlagen, wenn 

dadurch allgemeine bautechnische Erfordernisse nicht wesentlich berührt werden; 

 c) die Errichtung und Änderung von Einfriedungen bis zu einer Höhe von insgesamt 

1,50 m und von Stützmauern bis zu einer Höhe von 1 m außer gegenüber Verkehrsflächen; 

 d) die Errichtung, Aufstellung und Änderung von frei stehenden 

Werbeeinrichtungen außerhalb geschlossener Ortschaften; 

 e) die Errichtung und Änderung von baulichen Anlagen für freistehende 

Ladestationen für Elektrofahrzeuge; 

 f) die Anbringung oder Änderung von Sonnenkollektoren und Photovoltaikanlagen 

bis zu einer Fläche von 100 m² an baulichen Anlagen, sofern sie in die Wandfläche integriert 

sind oder der Abstand des Sonnenkollektors bzw. der Photovoltaikanlage zur Wandhaut, im 

rechten Winkel von dieser aus gemessen, an keinem Punkt 30 cm übersteigt; 

 g) die Anbringung oder Änderung von Sonnenkollektoren und Photovoltaikanlagen 

bis zu einer Fläche von 100 m², sofern sie in die Dachfläche integriert sind oder der Abstand 
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des Sonnenkollektors bzw. der Photovoltaikanlage zur Dachhaut, im rechten Winkel von dieser 

aus gemessen, an keinem Punkt 30 cm übersteigt. Im Fall der Anbringung auf Flachdächern 

darf davon abweichend die Neigung des Sonnenkollektors bzw. der Photovoltaikanlage 

höchstens 15° betragen; dabei hat bei Flachdächern ohne Attika der jeweilige Abstand zum 

Dachrand hin zumindest der Aufbauhöhe der Photovoltaikanlage zu entsprechen; 

 h) die Anbringung oder Änderung von freistehenden Sonnenkollektoren und 

Photovoltaikanlagen bis zu einer Fläche von 100 m², sofern der Abstand des Sonnenkollektors 

bzw. der Photovoltaikanlage zum darunterliegenden Gelände an keinem Punkt 30 cm 

übersteigt, wobei davon abweichend auf ebenem Gelände eine Neigung von höchstens 15° 

jedenfalls zulässig ist. 

 i) die Errichtung und Änderung von Geräteschuppen, Holzschuppen und 

dergleichen bis zu einer Grundfläche von 15 m² und einer Höhe von 2,80 m, sofern sie vom 

betreffenden Bauplatz oder einer Verkehrsfläche aus an zumindest drei Seiten von außen 

zugänglich sind; 

 j) die Errichtung und Änderung von Hagelschutznetzen, von Weidezelten bis 40 m² 

Grundfläche sowie von Folientunnels, soweit diese nicht nach § 1 Abs. 3 lit. k vom 

Geltungsbereich dieses Gesetzes ausgenommen sind; 

 k) die Errichtung, Aufstellung und Änderung von Bienenständen, soweit diese nicht 

nach § 1 Abs. 3 lit. m vom Geltungsbereich dieses Gesetzes ausgenommen sind. 

 

§ 46 

Herstellung des gesetzmäßigen Zustandes 

 

(1) Wurde eine bewilligungspflichtige oder anzeigepflichtige bauliche Anlage ohne die 

erforderliche Baubewilligung bzw. Bauanzeige errichtet, so hat die Behörde dem Eigentümer 

der baulichen Anlage deren Beseitigung und erforderlichenfalls die Wiederherstellung des 

ursprünglichen Zustandes des Bauplatzes aufzutragen. Wurde eine solche bauliche Anlage 

ohne die erforderliche Baubewilligung bzw. Bauanzeige geändert, so hat die Behörde dem 

Eigentümer der baulichen Anlage die Herstellung des der Baubewilligung bzw. Bauanzeige 

entsprechenden Zustandes aufzutragen. Dies gilt auch, wenn ein Bauvorhaben abweichend 

von der Baubewilligung bzw. Bauanzeige ausgeführt wurde und diese Abweichung eine 

Änderung der baulichen Anlage darstellt, zu deren selbstständigen Vornahme eine 

Baubewilligung oder eine Bauanzeige erforderlich wäre. Ist die Herstellung des der 

Baubewilligung bzw. Bauanzeige entsprechenden Zustandes technisch nicht möglich oder 

wirtschaftlich nicht vertretbar, so hat die Behörde dem Eigentümer der baulichen Anlage 

stattdessen deren Beseitigung und erforderlichenfalls die Wiederherstellung des ursprünglichen 

Zustandes des Bauplatzes aufzutragen. 

(…)“. 

 

 

III. Rechtliche Erwägungen: 

 

Wie bereits im Schreiben vom 31.1.2024 angeführt, schließt sich das 

Landesverwaltungsgericht Tirol den Ausführungen des beigezogenen hochbautechnischen 

Amtssachverständigen Ing. CC vollinhaltlich an, der mit überzeugenden Argumenten darlegt, 

dass für die gegenständlichen baulichen Maßnahmen, die als sonstige Änderung von Gebäuden 
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zu qualifizieren sind, zwar bautechnische Kenntnis erforderlich seien, dies aber nicht einem 

„wesentlichen“ Ausmaß, sodass aus seiner Sicht von einer Bauanzeigepflicht auszugehen sei. 

Der Beschwerdeführer ist diesen Ausführungen argumentativ nicht entgegengetreten. Die vom 

Sachverständigen getroffene Schlussfolgerung steht in Einklang mit § 28 Abs 2 TBO 2022 und 

war daher spruchgemäß zu entscheiden.  

 

Dabei war die Leistungsfrist für die Herstellung des gesetzmäßigen Zustandes entsprechend 

zu verlängern. Dem Beschwerdeführer kann jedoch nur der Rat erteilt werden, unverzüglich 

eine entsprechend Bauanzeige einzubringen, um weitere behördliche Maßnahmen 

hintanzuhalten.  

 

 

IV. Unzulässigkeit der ordentlichen Revision: 

 

Die ordentliche Revision ist unzulässig, da keine Rechtsfrage iSd Art 133 Abs 4 B-VG zu 

beurteilen war, der grundsätzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenständliche 

Entscheidung von der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt 

es an einer Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes. Weiters ist die dazu vorliegende 

Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. 

Ebenfalls liegen keine sonstigen Hinweise auf eine grundsätzliche Bedeutung der zu lösenden 

Rechtsfrage vor.  

 

 

R e c h t s m i t t e l b e l e h r u n g 

 

 

Gegen diese Entscheidung kann binnen sechs Wochen ab der Zustellung Beschwerde an den 

Verfassungsgerichtshof, Freyung 8, 1010 Wien, oder außerordentliche Revision an den 

Verwaltungsgerichtshof erhoben werden. Die Beschwerde an den Verfassungsgerichtshof ist 

direkt bei diesem, die außerordentliche Revision an den Verwaltungsgerichtshof ist beim 

Landesverwaltungsgericht Tirol einzubringen. 

Die genannten Rechtsmittel sind von einem bevollmächtigten Rechtsanwalt bzw einer 

bevollmächtigten Rechtsanwältin abzufassen und einzubringen, und es ist eine Eingabegebühr 

von Euro 240,00 zu entrichten.  

Es besteht die Möglichkeit, auf die Revision beim Verwaltungsgerichtshof und die Beschwerde 

beim Verfassungsgerichtshof zu verzichten. Ein solcher Verzicht hat zur Folge, dass eine 

Revision an den Verwaltungsgerichtshof und eine Beschwerde an den Verfassungsgerichtshof 

nicht mehr erhoben werden können. 

 

 

Landesverwaltungsgericht Tirol 

 

Dr. Triendl  

(Richter) 


